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Satzung 
des Polizeisportvereines Zeulenroda e.V. 

 

 
I. Grundlagen des Vereins 
 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Wappenzeichen und Geschäftsjahr 
 
(1)  Der Verein führt den Namen Polizeisportverein Zeulenroda e.V.,  

abgekürzt PSV Zeulenroda e.V. 
 
(2)  Sitz des Vereins ist  07937 Zeulenroda-Triebes. 

 
(3)  Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Greiz unter der Registernummer VR 424 

eingetragen. 
 

(4)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

(5) Der Verein führt folgendes Wappenzeichen: 
  
 
 
 

 
 
§ 2 Zweck des Vereins  
 
(1)  Zweck des Vereins ist die Ausübung und Förderung des Sports in all seinen Ausprägungen 

 und Formen. 
 

(2)  Die Ziele und die Vereinszwecke werden insbesondere erreicht durch: 
 a) die Förderung sportlicher Übungen und Leistungen, 
 b) die Durchführung eines regelmäßigen Übungs- und Trainingsbetriebes, 
 c)  die Abhaltung von geordneten Turn-, Sport- und Spielübungen für den Kinder- und 
 Jugendsport, 
 d)  die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen, Wettkämpfen, Turnieren und Kursen 
 e)  die Ausbildung und den Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleitern, 

 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
 
(1) Der Verein verfolgt im Rahmen dieser Satzung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige  
      Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
 
(2) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Alle 

 Mittel des Vereins dürfen nur zu satzungsmäßigen Zwecken verwendet werden. 
 

(3)  Die Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus den Mitteln  
 des Vereins. Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 
 durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

(4)  Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des Wertes 
eines Anteils am Vereinsvermögen.  
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II. Handlungsmöglichkeiten gegen extremistische Entwicklungen und zum Kinder- und 
Jugendschutz im Verein  

  
§ 4 Grundsätze und Werte der Vereinstätigkeit  
 
(1) Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis des Vereins zur freiheitlichen  demokratischen 
Grundordnung auf der Grundlage des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland.  
 
(2) Der Verein vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher Toleranz sowie der 
parteipolitischen Neutralität. Er fördert die soziale Integration ausländischer Mitbürger.  
 

 (3) Der Verein tritt extremistischen, rassistischen und fremdenfeindlichen Bestrebungen 

entschieden entgegen.  
 

 (4) Mitglieder, die sich innerhalb und außerhalb des Vereins unehrenhaft verhalten, insbesondere 

durch die Kundgabe extremistischer, rassistischer oder fremdenfeindlicher Gesinnung, 
einschließlich des Tragens beziehungsweise Zeigens extremistischer Kennzeichen und Symbole, 
werden aus dem Verein ausgeschlossen.  
 
(5) Wählbar in ein Amt des Vereins sind nur Personen, die sich zu den Grundsätzen des Vereins in 
dieser Satzung bekennen und für diese innerhalb und außerhalb des Vereins eintreten und sie 
durchsetzen.  
 
§ 5 Grundsatz des Kinder und Jugendschutzes 
 
 Der Verein, seine Mitglieder und Mitarbeiter bekennen sich zu den Grundsätzen eines 
umfassenden Kinder–und Jugendschutzes u.a. auf der Grundlage des 
Bundeskinderschutzgesetzes und treten für die Integrität und die körperliche und seelische 
Unversehrtheit und Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein  
 
III. Vereinsmitgliedschaft, Rechte und Pflichten der Mitglieder  
 
§ 6 Mitglieder des Vereins  
 
(1) Der Verein hat folgende Mitglieder: 
      a) ordentliche Mitglieder 
      b) außerordentliche Mitglieder   
      c) fördernde Mitglieder 
      d) Ehrenmitglieder  
 
(2) Ordentliche Mitglieder sind alle natürlichen Personen. 
 
(3) Außerordentliche Mitglieder sind juristische Personen. 
 
(4) Fördernde Mitglieder des Vereines können natürliche und juristische Personen werden, die  
     den Verein und seine Aufgaben ideell oder materiell unterstützen wollen. Sie haben in der 
     Mitgliederversammlung kein Stimmrecht. 
 
(5) Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um die Förderung und die Arbeit des Vereins 
      besonders verdient gemacht haben. 
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§ 7 Erwerb der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Aufnahme eines Mitgliedes erfolgt durch Beschluss des Vorstands aufgrund eines 
     schriftlichen Aufnahmeantrages, der an den Verein zu richten ist.  
 
(2) Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der schriftlichen Genehmigung der gesetzlichen 
      Vertreter, die damit gleichzeitig die Zustimmung zur Wahrnehmung der Mitgliederrechte und 
      -pflichten durch den Minderjährigen erteilen. 
 
(3) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags durch den Vorstand, die keiner Begründung bedarf,  
     ist unanfechtbar. 
 
(4) Die Mitgliedschaft beginnt mit der schriftlichen Bestätigung durch den Verein. 
 
(5) Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. 
 
§ 8 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
(1) Die Mitgliedschaft eines ordentlichen Mitgliedes endet durch 
      a) Austritt, 
      b) Ausschluss aus dem Verein oder 
      c) Tod. 
 
(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten des Mitglieds  
     gegenüber dem Verein. 
 
(3) Bestehende Beitragspflichten (Schulden) gegenüber dem Verein bleiben unberührt. 

 
§ 9 Austritt aus dem Verein – Kündigung der Mitgliedschaft 
 
Der Austritt des Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erklärung an den Vorstand bis 15.12. des 
Jahres und wird mit Ende des jeweiligen Jahres wirksam. 
 
§ 10 Ausschluss aus dem Verein 
 
(1) Der Ausschluss eines ordentlichen Mitgliedes kann durch den Vorstand beschlossen werden, 
     wenn das Mitglied: 
     a) die Bestimmungen der Satzung, Ordnungen oder die Interessen des Vereins verletzt 
     b) die Anordnungen oder Beschlüsse der Vereinsorgane nicht befolgt 
     c) mit der Zahlung seiner finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Verein trotz zweimaliger 
     schriftlicher Mahnung im Rückstand ist. 
     d) gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes verstoßen, bzw. diese missachtet 
     hat. Dazu gehört u.a. auch die Verletzung des Ehrenkodex des Vereins im Umgang und bei der 
     Betreuung der minderjährigen Mitglieder des Vereins und bei der Verfehlung eines Mitgliedes 
     gegenüber minderjährigen Mitgliedern des Vereins, die eine Ordnungswidrigkeit oder Straftat 
     darstellen. Dies gilt auch dann, wenn das Mitglied außerhalb des Vereins wegen eines 
     einschlägigen Delikts belangt wurde. 
  



4 

(2) Vor der Entscheidung über den Ausschluss hat der Vorstand dem Mitglied Gelegenheit zu  
      geben, sich mündlich oder schriftlich zu äußern; hierzu ist das Mitglied unter Einhaltung einer 
      Frist von 14 Kalendertagen schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über den Ausschluss 
      ist schriftlich zu begründen und dem Betroffenen mittels eingeschriebenen Brief bekannt zu- 
      geben. Gegen den Ausschlussbeschluss steht dem Betroffenen ein Berufungsrecht zu. Über 
      die Berufung entscheidet endgültig die Mitgliederversammlung. 
 
§ 11 Beitragsleistungen- und Pflichten 
 
(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge an den Verein zu leisten, die auf Vorschlag des Vor- 
      stands zu benennen und von der Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
 
(2) Durch die Mitglieder ist ein jährlicher Mitgliedsbeitrag zu leisten. 
 
(3) Die Höhe der Beträge bestimmt  die Mitgliederversammlung durch Beschluß. 
 
(4) Die Beitragshöhe kann nach Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. Die Unter- 
      schiede müssen sachlich gerechtfertigt sein. 
 
(5) Der Vorstand wird ermächtigt einzelnen Mitgliedern auf deren Antrag hin, die bestehenden und 
      künftigen Beitragspflichten zu stunden, zu ermäßigen oder zu erlassen. Das Mitglied muss die 
      Gründe für seinen Antrag glaubhaft darlegen und im Einzelfall nachweisen. 
 
(6) Die Mitgliederversammlung ist berechtigt, die Beiträge insgesamt nach bestimmten Kriterien 
      der Höhe nach zu staffeln (z.B. für einzelne Mitgliedergruppen). 
 
(7) Über die Stundung oder Beitragsfreiheit entscheidet der Vorstand auf Antrag des Mitgliedes. 
 
(8) Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann die Mitgliederversammlung in der Beitrags- 
     ordnung regeln. 
 
§ 12 Abwicklung des Beitragswesens 
 
(1) Der Jahresbeitrag wird entsprechend der Beitragsordnung fällig und muss bis dahin auf dem 
      Konto des Vereins eingegangen sein.  
 
(2) Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die Dauer der 
     Mitgliedschaft verpflichtet, am Lastschriftverfahren für die Mitgliedsbeiträge teilzunehmen. 
     Die Erklärung des Mitgliedes erfolgt dazu auf dem Formular für Einzugsermächtigung bei der 
      Aufnahme in den Verein. 
 
(3) Von Mitgliedern, die dem Verein eine Einzugsermächtigung erteilt haben, wird der Beitrag zum 
      Fälligkeitstermin eingezogen.  
 
(4) Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein laufend Veränderungen der Kontonummer, den 
      Wechsel des Bankinstituts, sowie die Änderung der persönlichen Anschrift mitzuteilen. 
  
(5) Mitglieder die nicht am Einzugsverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten Verwaltungs-  
     und Bearbeitungsaufwand des Vereins im Rahmen einer Bearbeitungsgebühr. 
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IV. Die Organe des Vereins 
 
§ 13 Die Vereinsorgane 
 
Die Organe des Vereins sind: 
              (a) die Mitgliederversammlung 
              (b) der Vorstand gemäß § 26 BGB. 
 
§ 14 Allgemeines zur Arbeitsweise der Organe und deren Mitglieder 
 
(1) Jedes Amt im Verein beginnt mit der Annahme der Wahl und endet mit dem Rücktritt, der  
     Abberufung oder der Annahme der Wahl durch den neugewählten Nachfolger im Amte. 
 
(2) Die Organfunktion im Verein setzt die Mitgliedschaft im Verein voraus. 
 
(3) Die weiblichen Mitglieder der Vereinsorgane führen ihre Amtsbezeichnung in weiblicher Form. 
 
§ 15 Vergütung für die Vereinstätigkeit, Aufwandsentschädigung 
 
(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Die Satzung kann 
      hiervon Ausnahmen ausdrücklich zulassen. 
 
(2) Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ent- 
     geltlich gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach §3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 
 
(3) Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft der Vorstand.  
     Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbedingungen. 
 
(4) Im übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzan- 
     spruch nach § 670  BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den 
     Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Porto, Telefon usw. 
 
(5) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 30 Tagen nach 
     seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die 
     Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen 
     werden. 
 
(6) Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtlichen Möglichkeiten Grenzen 
     über die Höhe Aufwendungsersatzes nach § 670 BGB festgesetzt werden. 
 
(7) Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die von der Mitgliederver- 
     sammlung erlassen und geändert wird. 
 
§ 16 Ordentliche Mitgliederversammlung 
 
(1) Die Mitgliederversammlung ist das höchste gesetzgebende Organ des Vereins. 
 
(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet in der Regel einmal im Jahr statt. 
 
(3) Der Termin der Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand mindestens 3 Wochen 
     vorher per Aushang und auf der Internetseite des Vereins bekannt gegeben. 
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(4) Alle Mitglieder sind berechtigt, bis 2 Wochen vor dem Termin der Mitgliederversammlung  
     schriftlich Anträge zur Tagesordnung mit Begründung beim Vorstand einzureichen. Darauf 
     ist in der Terminankündigung unter Hinweis auf die Frist hinzuweisen. 
 
(5) Die Tagesordnung wird vom Vorstand festgelegt und mindestens 3 Wochen vor der 
     Mitgliederversammlung per Aushang und auf der Internetseite des Vereins bekannt gegeben. 
 
(6) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl 
     der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.  
 
(7) Die Mitgliederversammlung wählt auf Vorschlag des Vorstandes zu Beginn der Versammlung 
     einen Versammlungsleiter. 
 
(8) Weitere Einzelheiten zur Durchführung der Mitgliederversammlung regelt die Geschäfts- 
     ordnung des Vereins. 
 
(9)  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn das Interesse des Vereins es 
      erfordert oder wenn ¼  der Mitglieder es schriftlich unter Angaben der Gründe beim Vorstand 
      beantragt. 
 
 
§ 17 Zuständigkeiten der ordentlichen Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig in folgenden Vereinsangelegenheiten: 
a)  Entgegennahme der Berichte des Vorstandes ,des Schatzmeisters und der Rechnungsprüfer, 
b)  Entlastung des Vorstandes auf der Grundlage des Berichtes der Rechnungsprüfer 
c)  Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes, 
d)  Wahl und Abberufung der Rechnungsprüfer, 
e)  Änderung der Satzung und Beschlußfassung über die Auflösung des Vereins, 
f)  Ernennung und Aberkennung von Ehrenmitgliedschaften, 
g)  Beschlußfassung über eingereichte Anträge. 
 
§ 18 Vorstand gemäß § 26 BGB  
 
(1) Der Vorstand gemäß § 26 BGB besteht aus 
     a)  dem Vorsitzenden 
     b)  dem stellvertretenden Vorsitzenden  
     c)  dem Schatzmeister 
 
(2) Die Vorstandsmitglieder sind einzelvertretungsberechtigt. 
 
(3) Der erweiterte Vorstand besteht aus: 
      a) den drei Mitgliedern des Vorstandes nach § 26 BGB, 
      b) dem Schriftführer bzw. der Schriftführerin 
      c) und bis zu drei Beisitzern  
 
(4) Die Personen unter b) und c) des erweiterten Vorstandes haben keine Vertretungs- 
      berechtigung und werden nicht in das Vereinsregister eingetragen. Im Vorstand haben sie 
     ansonsten die gleichen (Stimm-) Rechte. 
  
(5) Die Amtszeit des Vorstandes beträgt 3 Jahre. 
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(6) Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt durch Wahl in der Mitgliederversammlung. 
     Es sind getrennte Wahlvorgänge für jede Vorstandsfunktion durchzuführen. Wiederwahl 
     ist zulässig. 
 
(7) Scheidet ein einzelnes Vorstandsmitglied während der laufenden Amtsperiode gleich aus 
     welchen Grund aus, so kann der Vorstand ein kommisarisches Vorstandsmitglied berufen. 
     Diese Berufung ist auf jeden Fall auf die restliche Amtszeit der laufenden Amtsperiode des 
     Vorstandes beschränkt und wird mit der regulären Wahl am nächsten Wahltermin hinfällig. 
 
(8) Personalunion zwischen den einzelnen Ämtern des Vorstands ist unzulässig. 
 
(9) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. 
     Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der erschienenen Mitglieder gefaßt. 
     Stimmgleichheit bedeutet Ablehnung. 
 
§ 19 Aufgaben des Vorstands im Rahmen der Geschäftsführung 
 
(1) Der Vorstand leitet und führt den Verein nach Maßgaben dieser Satzung und der Ordnungen, 
     wie es der Vereinszweck zur Förderung der Mitglieder und damit der Vereinsinteressen 
     erfordert. 
 
(2) Er ist für sämtliche Vereinsangelegenheiten zuständig, soweit diese nach dieser Satzung nicht 
     ausdrücklich einem anderen Organ zugewiesen sind. 
 
V. Vereinsleben  
 
§ 20 Stimmrecht und Wählbarkeit 
 
(1) Stimmrecht in der Mitgliederversammlung steht allen Mitgliedern ab dem vollendeten 16.  
     Lebensjahr zu. 
 
(2) Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Die gesetzlichen Vertreter der Minder- 
     jährigen sind von der Ausübung des Stimmrechts ausgeschlossen. 
 
(3) Wählbar in alle Gremien und Organe des Vereins sind alle geschäftsfähigen Mitglieder mit 
     Vollendung des 18. Lebensjahres.  
 
§ 21 Beschlussfassung und Wahlen 
 
(1) Die Organe des Vereins sind ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder be- 
     schlussfähig, sofern die Satzung an anderer Stelle keine andere Regelung vorsieht. 
 
(2) Die Organe des Vereins fassen ihre Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen 
     Stimmen. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht berücksichtigt. Stimm- 
     gleichheit bedeutet Ablehnung. Gleiches gilt für die Wahlvorgänge. 
 
(3) Wird bei Wahlen nicht die erforderliche einfache Mehrheit erreicht, so ist der Wahlvorgang 
     zu wiederholen, indem dann die relative Mehrheit entscheidet. 
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§ 22 Protokolle 
 
(1) Die Beschlüsse der Organe sind schriftlich zu protokollieren und vom jeweiligen Protokoll- 
     führer und vom Leiter der Versammlung zu unterzeichnen. Anzugeben sind Ort, Zeit und 
      Abstimmungsergebnisse. 
 
(2) Protokolle werden als Beschlussprotokoll geführt. 
 
§ 23 Satzungsänderungen  
 
 Zu einem Beschluss der eine Änderung der Satzung beinhaltet ist eine Mehrheit von drei 
 Vierteln der erschienenen Mitglieder erforderlich. 
 
§ 24 Vereinsordnungen 
 
(1) Der Verein gibt sich zur Regelung der internen Abläufe des Vereinslebens Vereinsordnungen. 
 
(2) Alle Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht in das  
     Vereinsregister eingetragen. Die Vereinsordnungen dürfen der Satzung nicht widersprechen. 
 
(3) Für Erlass, Änderung und Aufhebung einer Vereinsordnung ist grundsätzlich die Mitgliederver- 
     sammlung zuständig. 
 
(4) Vereinsordnungen können bei Bedarf für folgende Bereiche und Aufgabengebiete erlassen 
      werden: 
      a) Geschäftsordnung für die Organe des Vereins; 
      b) Finanzordnung; 

 c) Beitragsordnung, 
 d) Wahlordnung; 
 e) Jugendordnung; 
 f) Ehrungsordnung. 
 

§ 25 Haftungsbeschränkungen 
 
(1) Ehrenamtlich Tätige haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem  
     Verein, 
     die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahr- 
     lässigkeit. 
 
(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig verur- 
     sachte Schäden und Verluste, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Nutzung von 
     Anlagen oder Einrichtungen und Geräten des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen er- 
     leiden, soweit solche Schäden oder Verluste nicht durch die Versicherung des Vereins gedeckt 
     sind. 
 
VI. Schlussbestimmungen 
 
§ 26 Auflösung des Vereins und Vermögensanfall 
 
(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhaltung einer 
      Frist von vier Wochen einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen 
      werden. 
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(2) In dieser Versammlung müssen mindestens drei Viertel aller Mitglieder anwesend sein. Wird 
     diese Mehrheit nicht erreicht, ist innerhalb von 14 Tagen eine weitere Versammlung 
     einzuberufen, die dann ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschluss- 
     fähig ist.  
 
(3) Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Vierteln der erschienenen Mitglieder  
     erforderlich. 
 
(4) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
     fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Zeulenroda -Triebes, die es unmittelbar und  
     ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 
 
§ 27 Gültigkeit der Satzung 
 
(1) Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 15.Januar 2018 beschlossen und 
     tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 
 
(2) Alle bisherigen Satzungen des Vereins treten mit der Eintragung dieser Satzung außer Kraft. 
 
 
 
 
Jens Fräsdorf 
Vorsitzender 


